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Große Anfrage 

der Fraktionen der DP, DA 


betr. Forderungen deutscher Personen oder Firmen an 
die früheren Besatzungsmächte 


Der Bundesminister der Finanzen hat in seiner Antwort auf die 
Kleine Anfrage 145 der Fraktion der DP betr. Deutsche Forde- 
rungen an die amerikanischen Streitkräfte bzw. an die französische 
Genie-Truppe — Drucksachen 1359, 1143 — unter Nummer 7 
den Standpunkt vertreten: „Etwaige wirtschaftliche Schäden infolge 
der schleppenden Bearbeitung der rückständigen Forderungen gehen 
letzten Endes auf Leistungen für die Besatzungsmächte zurück.” 
Die Besatzungsmächte seien infolgedessen nach völkerrechtlichen 
Grundsätzen verpflichtet, gegebenenfalls solche im einzelnen . nach- 
gewiesenen Folgeschäden zu ersetzen. 

Die deutschen Personen oder Firmen, die Forderungen gegenüber 
den früheren Besatzungsmächten haben, haben bis heute keine 
Zahlungen erhalten. 

Die deutschen Gläubiger in der früher amerikanischen Besatzungs- 
zone werden an den amerikanischen Board of Requisition Demand 
Appeals verwiesen, da ein Anspruch gegenüber den Schuldnern nicht 
gerichtlich durch gesetzt werden kann. Die Praxis des Board of 
Requisition Demand Appeals lehrt, daß ein Anspruchsrecht der 
deutschen Gläubiger nicht gewährleistet ist. Der Board of Requisi- 
tion Demand Appeals entscheidet sowohl als Verwaltungsbehörde 
als auch in derselben Eigenschaft als Gerichtsbehörde. Ein Beschwer- 
derecht gegen die Entscheidung des Board of Requisition Demand 
Appeals ist nicht gegeben. 

Die deutschen Personen oder Firmen können einerseits ihre Forde- 
rungen gegenüber den früheren Besatzungsmächten nicht durch- 
setzen, andererseits sind die deutschen Personen oder Firmen gehal- 
ten, ihren Verpflichtungen ihren Gläubigern gegenüber nachzu- 
kommen. Diese Gläubiger nehmen alle ihnen zur Verfügung stehen- 
den Rechtsmittel in Anspruch, um zur Durchsetzung ihrer Forde- 
rungen zu gelangen. Die deutschen Personen oder Firmen, die 
berechtigte Forderungen gegenüber den früheren Besatzungsmächten 
liaben, sind wegen der Nichtbezahlung in wirtschaftliche Not geraten 
oder in ihrer Existenz bedroht. 


Drude: Buchdruckerei Peter Meier, Butsdorl/Slegburg 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Ehelrallee 2r 
Telefon S55t 



Wir fragen die Bundesregierung: 


1. Welcher Rechtsweg steht den deutschen Personen oder Firmen 
offen, die Forderungen gegenüber den früheren Resatzungsmächten 
haben? 

2. Falls z. Z. kein Rechtsweg für diese deutschen Personen oder 
Firmen gegeben ist, hat sie an die Schaffung eines Rechtsweges 
für diese Personen oder Firmen gedacht? 

3. Ist sie bereit, den deutschen Personen oder Firmen, die gegenüber 
den früheren Besatzungsmächten berechtigte und geprüfte Forde- 
rungen haben und infolge der Nichtzahlung ihrer Forderungen 
in ihrer Existenz bedroht sind, eine Kredithilfe zu gewähren? 

4. Welche anderen Vfalsnahmen gedenkt sie gegebenenfalls zu ei- 
greifen ? 

5. Wäre sie bereit, wenn sie eine Kredithilfe für die betroffenen 
deutschen Personen ablehnen würde und eine Kompensierung von 
Besatzungsaiiftragsforderungen und Besatzungsauftragsschäden im 
Vergleichs Wege sich nicht erreichen ließe, diese Forderungen als 
Besatzungsschäden zu behandeln und zu bezahlen? 


Bonn, den 8. Juni 195b 


Dr. Elbrächter 
Dr. Schranz 

Schneider (Bremerhaven) und Fraktion 
von Manteuffel (Neuß) und Fraktion 



